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Klimaanpassung – Kommunen als zentrale Akteure

Die heutigen Auswirkungen des Klimawandels 
Auf der Klimakonferenz 2015 in Paris beschloss die Welt-
gemeinschaft, den Anstieg der globalen Durchschnittstem-
peratur deutlich unter 2 °C gegenüber dem vorindustriellen 
Niveau zu halten und Anstrengungen zu unternehmen, ihn 
auf 1,5 °C zu begrenzen. Dies setzt eine drastische Reduk-
tion der Treibhausgasemissionen weltweit, in allen Wirt-
schaftssektoren und durch alle Verursacher voraus. Tat-
sächlich steigen die klimaschädlichen Emissionen jedoch 
weiter an. Nach dem Emissions Gap Report der Vereinten 
Nationen beliefen sich die globalen Emissionen 2024 auf 
knapp 58 Gigatonnen Treibhausgase (berechnet als CO₂-
Äquivalente); 2010 und 2020 lagen sie noch bei 51 bzw. 54 
Gigatonnen (UNEP 2025).

Der Emissionsanstieg hat inzwischen spürbare klimatische 
Folgen. Die globalen Durchschnittstemperaturen nehmen 
zu, wobei sich Europa überdurchschnittlich stark erwärmt. 
Nach Angaben der europäischen Klimadatenagentur Co-
pernicus war 2025 global das drittwärmste Jahr seit Beginn 
der Wetteraufzeichnungen, nur geringfügig kühler als 2023. 
Das Jahr 2024 war zudem das bislang wärmste Jahr; erst-
mals lag die globale Jahresmitteltemperatur 2024 um 1,5 °C 
 über dem vorindustriellen Niveau (ECMWF 2026).

Neben dem generellen Temperaturanstieg häufen sich kurz-
fristige Klimaschwankungen und Extremwetterereignisse, 
wie Starkregen, Überschwemmungen, Dürren und Hitze-
perioden. Der Klimawandel verändert damit die natürlichen 
und gesellschaftlichen Lebensgrundlagen und hat erhebli-
che ökologische, soziale und wirtschaftliche Folgen. Nicholas 
Stern, ehemaliger Chefökonom der Weltbank, bezifferte 2006 
im Auftrag der britischen Regierung die potenziellen Kosten 

des Klimawandels auf bis zu 20 % des globalen Bruttoin-
landsprodukts jährlich (Stern 2006). Für Deutschland exis-
tiert bislang kein umfassendes Monitoring klimabedingter 
Schäden. Aber allein Extremwetterereignisse verursachten 
zwischen 2000 und 2021 Schäden in Höhe von rund 145 Mil-
liarden Euro; die Flutkatastrophe von 2021 (Ahrtal und Erft) 
wurde auf etwa 40 Milliarden Euro geschätzt (BMWK/BMUV 
2023). Modellrechnungen zufolge könnten sich die kumulier-
ten Folgekosten des Klimawandels von 2022 bis 2050 auf 280 
bis 900 Milliarden Euro belaufen (GWS 2022).

Der Klimawandel hat jedoch nicht nur ökonomische, son-
dern auch gravierende gesundheitliche Folgen. Nach Be-
rechnungen des Robert Koch-Instituts im Auftrag des 
Umweltbundesamts und des Bundesumweltministeriums 
waren in den Sommern 2023 und 2024 jeweils rund 3000 
hitzebedingte Todesfälle in Deutschland zu verzeichnen 
(UBA 2025). Besonders betroffen sind Städte, in denen sich 
ausgeprägte Wärmeinseln bilden und die hitzebedingte 
Mortalität höher ist als in ländlichen Räumen (ebd.).

Der gesetzliche Rahmen
Zum Schutz vor Klimawandel ist in erster Linie die Reduk-
tion klimawirksamer Emissionen, wie Kohlendioxid (CO₂), 
erforderlich. Emissionsminderungen und damit Klima-
schutzmaßnahmen sind demnach eine zentrale Vorausset-
zung erfolgreicher Klimapolitik. Doch selbst bei wirksamer 
Emissionsreduktion wird der Klimawandel fortschreiten. 
Ergänzend zum Klimaschutz bedarf es deshalb einer zwei-
ten Strategie: der Anpassung an die unvermeidbaren Kli-
mafolgen. Eine frühzeitige und vorausschauende Anpas-
sung kann Schäden mindern oder sogar verhindern. 

Die Folgen des Klimawandels sind weltweit zunehmend spürbar. Städte und Gemeinden – auch in Deutschland – sind 
von Klimaschwankungen und Extremwetterereignissen direkt betroffen. Gleichzeitig spielen Kommunen eine zentrale 
Rolle: nicht nur bei der Minderung klimaschädlicher Emissionen, sondern auch bei der Entwicklung und Umsetzung von 
Strategien und Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel. Angesichts angespannter kommunaler Haushalte sind 
kosteneffiziente Lösungsansätze erforderlich. Naturbasierte Maßnahmen gewinnen hierbei besondere Bedeutung. Die 
Vernetzung naturnaher Grün- und Gewässerflächen stärkt die Klimaanpassung und birgt das Potenzial von ökologi-
schen und sozialen Mehrwerten, die zur Verbesserung der Lebensqualität beitragen. Synergien zwischen Klimaanpas-
sungskonzepten und anderen Umweltstrategien – etwa zur nachhaltigen Mobilität oder zur Energie- und Wärmewende 
– konsequent zu nutzen, wird dabei wichtiger. Das spart Ressourcen und ermöglicht eine schnellere und effektivere 
Umsetzung der Konzepte vor Ort.

Klimaanpassung – Kommunen als  
zentrale Akteure
Städte und Gemeinden unmittelbar vom Klimawandel betroffen und zugleich entscheidend für 
die Umsetzung wirksamer Anpassungsstrategien

Martin Schmied, Petra Mahrenholz



59vhw FWS 2 / März–April 2026

auch kommunale Infrastrukturen. Zentrale Einrichtungen, 
wie Straßen, Kanalisationen, öffentliche Gebäude oder 
Krankenhäuser, befinden sich überwiegend in kommunaler 
Verantwortung. Zugleich spielen Kommunen eine Schlüs-
selrolle bei der Anpassung an den Klimawandel. Im Rah-
men der Daseinsvorsorge verantworten sie unter anderem 
die Trinkwasserversorgung, die Abwasserentsorgung, den 
präventiven Hochwasserschutz, die Energieversorgung so-
wie die kommunale Verkehrsinfrastruktur – und müssen 
diese an veränderte klimatische Bedingungen anpassen. 
Darüber hinaus können sie lokale Akteure einbinden und 
die Eigenvorsorge der Bevölkerung stärken. Damit verfügen 
Kommunen über vielfältige Hebel, die Klimaanpassung vor 
Ort wirksam voranzutreiben.

Das Klimaanpassungsgesetz verpflichtet die Kommunen 
mittelbar über die Länder zum Handeln. Flächendeckend 
sollen auf lokaler Ebene Risikoanalysen und darauf auf-
bauende Anpassungskonzepte erstellt werden; die Länder 
haben sicherzustellen, dass die Kommunen entsprechende 
Konzepte erarbeiten (§ 12 KAnG) und über deren Fortschritt 
berichten (KAnG 2023).

Ungeachtet der neuen gesetzlichen Regelung engagieren 
sich viele Städte und Gemeinden bereits seit Längerem in 
der Klimaanpassung. Eine im Herbst 2023 im Auftrag des 
Umweltbundesamts durchgeführte Befragung von über 
1000 Kommunen zeigt, dass lediglich 17 % bislang keine 
Aktivitäten entfaltet haben (Friedrich et al. 2024, siehe Abb. 
2). 12 % verfügen bereits über ein Klimaanpassungskon-
zept, 23 % befinden sich in dessen Erarbeitung, 41 % haben 

Deutschland ist bislang der einzige EU-Mitgliedstaat mit 
einem eigenständigen Klimaanpassungsgesetz (KAnG), das 
im Juli 2024 in Kraft getreten ist. Das Gesetz regelt auf na-
tionaler Ebene die Aufgaben und Zuständigkeiten von Bund, 
Ländern, Kommunen und weiteren Trägern öffentlicher 
Aufgaben bei der Klimawandelanpassung (KAnG 2023). Ziel 
ist eine verbesserte Koordination der Aktivitäten über alle 
Ebenen und Handlungsfelder hinweg (siehe Abb. 1).

Darüber hinaus verpflichtet das Gesetz die Bundesregie-
rung, eine vorsorgende Klimaanpassungsstrategie mit 
messbaren Zielen vorzulegen, diese alle vier Jahre zu ak-
tualisieren und kontinuierlich umzusetzen. Im Jahr 2024 
wurden in einer solchen Strategie erstmals auch messbare 
Ziele festgelegt. Mit dieser Klimaanpassungsstrategie ha-
ben sich alle Ressorts zu eigenen Zielen und Maßnahmen 
verpflichtet; Klimaanpassung ist damit als Querschnittsauf-
gabe in sehr vielen Bundesressorts verankert. Die Zielerrei-
chung wird künftig durch ein regelmäßiges Monitoring im 
Vierjahresrhythmus überprüft. Zudem ist die Bundesregie-
rung verpflichtet, alle acht Jahre eine Klimarisikoanalyse 
zu erstellen, um Handlungsbedarfe zu identifizieren und die 
Maßnahmenplanung des Bundes evidenzbasiert weiterzu-
entwickeln (KAnG 2023).

Die Rollen und Aufgaben der Kommunen
Städte und Gemeinden sind von den Folgen des Klimawan-
dels unmittelbar betroffen. Hochwasser, Überschwemmun-
gen, Starkregen, Stürme und ausgeprägte Hitzeinseln ge-
fährden nicht nur die Gesundheit der Bevölkerung, sondern 
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Klima- 
anpassungs- 

gesetz 
(KAnG)

▪ Die Bundesregierung ist verpflichtet,
eine vorsorgende Klimaanpassungsstrategie 
mit messbaren Zielen vorzulegen, regelmäßig 
zu aktualisieren und fortlaufend umzusetzen.

▪ Das Erreichen dieser Ziele wird mittels 
regelmäßigem Monitoring überprüft.

▪ Die Länder werden beauftragt, eigene
Klimaanpassungsstrategien vorzulegen und
umzusetzen.

▪ Die Länder sollen Sorge tragen, dass lokale
Klimaanpassungskonzepte auf der Grundlage
von Risikoanalysen aufgestellt werden.

▪ Die Länder berichten dem Bund, in welchem
Umfang in den Gemeinden und Kreisen
entsprechende Konzepte vorliegen.

▪ Um bei der Erstellung von Konzepten eine
zielgerichtete Vorsorge mit Augenmaß zu
ermöglichen, stehen den Ländern
weitreichende Gestaltungsspielräume zu.

▪ Mit einem Berücksichtigungsgebot wird dafür
Sorge getragen, dass Träger öffentlicher
Aufgaben bei Planungen
und Entscheidungen das Ziel der
Klimaanpassung fachübergreifend und
integriert berücksichtigen.

Bundesregierung:

Länder:

Länder und Kommunen:

Träger öffentlicher Aufgaben:

Abb. 1: Zentrale Eckpunkte des Klimaanpassungsgesetzes (KAnG) (© Umweltbundesamt)
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konkrete Maßnahmen umgesetzt, weitere 39 % planen ent-
sprechende Schritte (ebd.). Klimaanpassung ist damit in der 
kommunalen Praxis fest verankert.

Deutliche Unterschiede bestehen jedoch nach Gemeinde-
größe: Kreisfreie Großstädte sind Vorreiter und institutio-
nell besser aufgestellt als kleinere Kommunen oder Land-
kreise. In mehr als der Hälfte der kreisfreien Städte gibt es 
Klimaanpassungsmanagerinnen oder -manager, während 
dies bei Kommunen mit weniger als 20.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern nur auf 4 % zutrifft. Als wesentliche 
Hemmnisse gelten fehlende personelle (80 %) und finan-
zielle Ressourcen (73 %) (Friedrich et al. 2024).

Zur Unterstützung der Kommunen existieren auf Bundes- 
und Landesebene zahlreiche Angebote. Der Onlineleitfaden 
„Klimalotse“1 des Umweltbundesamts bietet praxisnahe 
Orientierung, die „Tatenbank“2 stellt Beispiele gelungener 
Maßnahmen bereit. Ergänzend ermöglicht der „Anpassungs-
scanner“3 des Umweltbundesamts den Kommunen eine 
systematische Bestandsaufnahme ihres Anpassungsfort-
schritts, indem sie Stärken, Defizite und Entwicklungspoten-
ziale identifizieren und reflektieren können. Umfassende 
Unterstützung bietet zudem das Zentrum KlimaAnpassung4, 
das im Auftrag des Bundesumweltministeriums vom Deut-
schen Institut für Urbanistik (Difu) in Kooperation mit adelphi 

1	 Siehe www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-
anpassung/anpassung-an-den-klimawandel/werkzeuge-der-anpassung/
klimalotse (Zugriff: 25.02.2026).

2	 Siehe www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-
anpassung/anpassung-an-den-klimawandel/werkzeuge-der-anpassung/
tatenbank (Zugriff: 25.02.2026).

3	 Siehe www.umweltbundesamt.de/Anpassungsscanner (Zugriff: 25.02.2026).
4	 Siehe https://zentrum-klimaanpassung.de/ (Zugriff: 25.02.2026).

consult getragen wird. Es berät 
Kommunen sowie weitere kom-
munale Akteure und soziale Trä-
ger beim Kompetenzaufbau, bei 
der Auswahl und Nutzung von 
Fördermitteln, bei der Qualifi-
zierung von Personal sowie bei 
der Vernetzung und Projektum-
setzung.

Naturbasierte  
Klimaanpassung als 
Weg mit Mehrwert
Die bereits zitierte Kommunal-
befragung Klimaanpassung 
2023 zeigt, dass auf lokaler Ebe-
ne insbesondere folgende Maß-
nahmen ergriffen werden (Frie-
drich et al. 2024): die Pflanzung 
klimaangepasster Baumarten, 

die Festlegung von Bebauungsgrenzen zur Begrenzung von 
Versiegelung, Aufwärmung und beschleunigtem Regen-
wasserabfluss, die Renaturierung von Gewässern sowie die 
Information der Bevölke-
rung über Gefahren und 
vorsorgende Schutzmaß-
nahmen. Angesichts der 
angespannten Finanzlage 
suchen Städte und Ge-
meinden verstärkt nach 
kosteneffizienten Lösun-
gen zur Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels. 
Dabei gewinnen natur-
basierte Ansätze (Nature-
based Solutions, NbS) zu-
nehmend an Bedeutung.

Naturbasierte Klimaan-
passung zielt in erster Li-
nie darauf ab, die Folgen 
des Klimawandels für 
Menschen und Ökosys-
teme abzumildern. Ent-
sprechende Maßnahmen 
fördern zugleich die städ-
tische Biodiversität und 
tragen zur Bewältigung 
weiterer gesellschaftlicher 
Herausforderungen bei. 
Sie können die Lebens-
qualität erhöhen, die psy- 
chische und physische Ge- 

Abb. 2: Kommunalbefragung Klimaanpassung 2023: Beschäftigung mit Klimaanpassung in der kommunalen 
Verwaltung (© Friedrich et al. 2024)

Abb. 3: Schwammstadt: Zukunftskonzept für klimaresiliente und lebenswerte Städte (© Umweltbundesamt)
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sundheit stärken und den sozialen Zusammenhalt in Stadt-
quartieren fördern. Grundsätzlich lassen sich vier Typen 
naturbasierter Klimaanpassung unterscheiden (Tröltzsch 
et al. 2025):

	■ Schutz, Wiederherstellung und Neuschaffung von Grün-
flächen im urbanen Raum

	■ Pflanzung von Stadtbäumen

	■ Verbesserung des städtischen Wassermanagements sowie

	■ Begrünung von Fassaden und Dächern.

Ein Netzwerk naturnaher Grün- und Gewässerflächen (sog. 
blau-grüne Infrastruktur) soll die Klimaresilienz von Städten 
und Gemeinden stärken – mit vielfältigen positiven Effekten, 
wie Wasserrückhalt, Verbesserung der Luft- und Wasser-
qualität oder Förderung der Biodiversität. Mehr und besser 
zugängliche Grün- und Gewässerflächen sowie attraktive Er-
holungsangebote steigern zudem die Lebensqualität. 

Synergien stärker nutzen
Zentral ist dabei die Verknüpfung städtischer Grünstruktu-
ren mit einem integrierten Wassermanagement, etwa im 
Sinne des Schwammstadtkonzepts (siehe Abb. 3). Dadurch 

lassen sich die Klimaauswirkungen auf das Stadtgrün selbst 
mindern, die Kühlleistung der blau-grünen Infrastruktur si-
chern und Starkregenereignisse abpuffern (UBA 2024).

Die Planung, Umsetzung und Unterhaltung blau-grüner In-
frastrukturen scheitert jedoch häufig an rechtlichen, poli-
tischen oder administrativen Hürden. Das Projekt „Blue 
Green City Coaching“5, gefördert im Rahmen des Aktions-
programms Natürlicher Klimaschutz, setzt hier an. Auf-
bauend auf erfolgreich abgeschlossenen Projekten – insbe-
sondere „Leipziger BlauGrün“ und „netWORKS“ – erhalten 
zehn Großstädte ein individuelles Coaching zur Förderung 
ihrer blau-grünen Transformation. Eine Toolbox wird die 
Projektergebnisse auf weitere Kommunen übertragbar ma-
chen.

Zukünftig wird es darauf ankommen, naturbasierte Ansät-
ze zur Klimaanpassung und das Management grün-blauer 
Infrastrukturen systematisch mit jenem der konventionell 
gebauten („grauen“) Infrastruktur zu verzahnen. Dies er-
fordert eine engere Zusammenarbeit zwischen Verwaltung, 
Infrastruktur- und Versorgungsunternehmen in den Be-
reichen Wohnen, Verkehr, Abfall, Wasser und Energie. An-

5	  Siehe www.ufz.de/bluegreencitycoaching/ (Zugriff: 25.02.2026).

Abb. 3: Schwammstadt: Zukunftskonzept für klimaresiliente und lebenswerte Städte (© Umweltbundesamt)
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gesichts der prekären Finanzlage vieler Kommunen ist es 
notwendig, Synergien zwischen Fachplanungen und -kon-
zepten konsequent zu nutzen. Kommunale Anpassungskon-
zepte sollten deshalb stärker mit Strategien zur Verkehrs-, 
Energie- und Wärmewende, zum Flächensparen sowie zum 
Natur- und Biodiversitätsschutz verknüpft werden. Ein ent-
sprechender Ansatz ist das Leitbild der dreifachen Innen-
entwicklung, das eine integrierte Planung von Mobilität, 
Grün- und Freiflächen sowie Bauentwicklung vorschlägt 
(UBA 2023).

Ein Ausblick
Ungeachtet dessen bleibt die Finanzierung von Klima-
anpassungsmaßnahmen für Kommunen eine erhebliche 
Herausforderung. Fest steht, dass für kommunale An-
passungskonzepte bislang keine ausreichende dauerhafte 
Finanzierung gesichert ist. Nach Auffassung des Umwelt-
bundesamts sollte die Klimawandelanpassung als Ge-
meinschaftsaufgabe gemäß Artikel 91a des Grundgesetzes 
verankert werden; ein entsprechender Prüfauftrag findet 
sich auch im Koalitionsvertrag und wird derzeit umgesetzt. 
Bund und Länder teilen grundsätzlich das Ziel, eine neue 
Gemeinschaftsaufgabe als tragfähiges Finanzierungsins- 
trument zu etablieren. Eine verfassungsrechtlich veran-
kerte Gemeinschaftsaufgabe wäre ein wichtiger Zwischen-
schritt auf dem Weg zu einer langfristig hinreichenden Mit-
telausstattung für die notwendigen Maßnahmen.

Gemeinsam mit der Wirtschaft, insbesondere der Finanz-
branche, sollte es der Politik jedoch möglich sein, tragfähige 
Lösungen zu entwickeln – zumal die Kosten unterlassenen 
Handelns die Aufwendungen für präventive Maßnahmen 
regelmäßig übersteigen. Aktuell veröffentlichte Zahlen des 
Umweltbundesamts unterstreichen dies eindrücklich: Al-
lein die durch Treibhausgasemissionen verursachten Schä-
den in Deutschland belaufen sich auf über 640 Mrd. Euro 
pro Jahr (UBA 2026).
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